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Dr. Bernd Jürgen Schneider




                      13. Mai 2003

Kommunales aktuell

Rede vor der AG Köln am 13. Mai 2003 in Odenthal

Anrede,

die Suche nach aktuellen Themen war schnell beendet: Ein Thema dominiert derzeit Denken und Handeln unseres Verbandes: die kommunale Finanzsituation. Sie wird im Mittelpunkt meiner Ausführungen stehen, die ich in drei Teile gegliedert habe:

1. die aktuelle Situation, Ursachen der Krise und die Perspektiven

2. die Gemeindefinanzreform sowie

3. einige Gedanken zu der Frage, gibt es Möglichkeiten zur Erwirtschaftung neuer Handlungsspielräume, und wie sehen diese aus.

Damit komme ich zum ersten Teil:

1.
Aktuelle Situation, Ursachen der Krise und ihre Perspektiven

Wir alle wissen, und mittlerweile ist dieser Befund auch bei der Politik in Düsseldorf und Berlin angekommen: Die meisten Kommunen stehen vor dem finanziellen Kollaps, befinden sich in einer Existenzkrise. Der Innenminister spricht in seinem Kommunalfinanzbericht vom Februar diesen Jahres wörtlich: "von einer dramatischen Finanzsituation, wie sie in der Nachkriegsgeschichte ohne Beispiel ist." Für Ministerpräsident Steinbrück ist 2003 das, so wörtlich schwierigste Jahr seit 1949.

Dabei geht es nicht nur um die Zukunft der Kommunen, sondern um die Zukunft unseres Gemeinwesens. Die Kommunen sind, so Steinbrück zu Recht, die Garanten für ein Funktionieren von Staat und Gesellschaft:

· Denn ihre Investitionskraft ist mit entscheidend für ein auskömmliches Wachstum von Konjunktur und Beschäftigung besonders im Mittelstand und Handwerk 

· Sie tragen die Hauptlast der Dienstleistungen, die für Bürger, Wirtschaft und Gesellschaft unentbehrlich sind. Wenn die Ministerien für drei Tage dicht machen, wirkt sich das auf den Bürger unmittelbar nicht aus. Wenn aber in Odenthal drei Tage Verwaltung, Schulen, Kindergärten, Müllabfuhr und der öffentliche Personennahverkehr nicht arbeiten, bricht das Leben zusammen. 

· Und nicht zu vergessen. die Kommunen organisieren das friedliche Miteinander und den sozialen Zusammenhalt.

Aber je größer die Not, je einschneidender die Kürzungsmaßnahmen, umso weniger sind die Kommunen in der Lage, all diese Aufgaben zu erfüllen. Dies hat gravierende Auswirkungen auf die Stimmung der Bürger sowie die Glaubwürdigkeit von Politik. Ein funktionierendes Gemeinwesen setzt aber beides voraus: eine positiven Grundeinstellung der Bevölkerung und ihr Vertrauen in die Politik.

Sie alle kennen die Situation aus Ihren Gemeinden. Überall dasselbe trostlose Bild. Vielerorts fehlt selbst der elementarste Handlungsspielraum. Herr Steinbrück hat in einer Rede vor dem Präsidium unseres Bundesverbandes in Bergkamen freimütig eingeräumt, dass die Kommunen ohne Hilfen von Bund und Land nicht in der Lage sind, ihre Handlungsfähigkeit zurück zu gewinnen.

Die Ergebnisse unserer Haushaltsumfrage bestätigen diese Einschätzung. Danach wird die Zahl unserer Mitgliedskommunen mit einem Haushaltssicherungskonzept – kurz HSK genannt – in diesem Jahr auf knapp 140 steigen. Dies ist ein Plus von über 40 % gegenüber dem Vorjahr. Zählt man die kreisfreien Städte dazu, kommen wir auf knapp 180. Das heißt, jede zweite Kommune muss ein HSK aufstellen.

Betrachtet man die Kommunen, die einen Haushalt nur ausgleichen können, weil sie ihr Vermögen veräußern oder ihre Rücklagen plündern, dann sind es sogar 90 %, deren Haushalt strukturell unausgeglichen ist. Der Haushaltsausgleich ist damit zu einer exotischen Ausnahmeerscheinung geworden.

Verantwortlich für diese Entwicklung sind dramatische Steuerverluste in einem unvorstellbaren Ausmaß: allein in den letzten beiden Jahren in Höhe von 2.5 Mrd. Euro. Die Steuereinnahmen werden in 2003 nicht einmal den Stand von 1998 erreichen; dies trotz beträchtlicher Einsparerfolge. Hinzukommen u.a. wegen des Versiegens der Körperschaftsteuer (Verlust für NRW: 8 Mrd. Euro.) Zuweisungsverluste im Gemeindefinanzierungsgesetz: in 2003 rd. 1 Mrd. Euro. 

Betroffen von den kaskadenartigen Steuerverlusten sind alle kommunalen Steuerquellen: die Einkommensteuer und die Umsatzsteuer. Aber insbesondere die hohen Gewerbesteuereinbrüche in 2001 und 2002 haben die Schieflage des Gemeindefinanzsystems offensichtlich gemacht. In manchen Städten und Gemeinden sind die Einnahmen aus der Hundesteuer höher als aus der Gewerbesteuer.

Die Gewerbesteuer zeigt beispielhaft, wie ein Steuersystem ad absurdum geführt werden kann. Erst wurden hohe Freibeträge eingeführt, so daß nur noch Großbetriebe die Gewerbesteuer zahlen mußten. Dann wurde die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft. Und zuletzt verabschiedeten sich die Global Player durch legale Schlupflöcher (gewerbesteuerliche Organschaft) als Gewerbesteuerzahler.

Übrig bleibt der Mittelstand. Er trägt nicht nur die Hauptlast beim Abbau der Arbeitslosigkeit und der Schaffung neuer Ausbildungsplätze, sondern auch bei der Gewerbesteuer. Hier mehr Steuergerechtigkeit herbeizuführen, ist ein Ziel der von uns vorgeschlagenen Modernisierung der Gewerbesteuer.

Was wir immer schon behauptet haben, wird nun vom Innenminister erstmalig offiziell anerkannt. Zumindest in Bezug auf die letzten beiden Jahre sind im Vergleich aller Haushaltsebenen die Kommunen bundesweit die Hauptverlierer bei der Entwicklung der Steuereinnahmen.

Zurückzuführen sind diese Einbrüche auf

· Diverse Steuerreformen von Bundestag und Bundesrat in den letzten Jahren (kein Jahr ohne steuerliches Großprojekt).

· Unternehmerische Anpassungsreaktionen (Stichwort: gewerbesteuerliche. Organschaft) sowie

· die stagnierende Konjunktur.

Die Konsequenzen: Jeder Haushaltsplan wird zum Lotteriespiel und jedes Haushaltssicherungskonzept zur Makulatur. Die Kommunen sind kaum mehr in der Lage, ihre Pflichtaufgaben zu erfüllen, von den freiwilligen ganz zu schweigen. Sparpotentiale sind kaum noch vorhanden.

Während die Einnahmen einbrechen, explodieren die Ausgaben, insbesondere in den Bereichen Jugend, Schule und Soziales.

Hauptgrund ist die jahrelange Überlastung der Kommunen durch

Pflichtaufgaben ohne ausreichenden finanziellen Ausgleich. Ich nenne nur die Beispiele Kindergarten, Hilfe zur Pflege, Eingliederungshilfe für Behinderte, der Missbrauch der Sozialhilfe bei der Finanzierung der ansteigenden Massenarbeitslosigkeit, Grundsicherung u.v.m.

Hinzukommen vor allem auf Seiten des Landes diverse Kostenverlagernde Programme unterhalb der gesetzlichen Ebene. Die sog. offene

Ganztagsgrundschule ist das neueste Beispiel. Nicht zu vergessen die immer dreister werdenden Kostenverlagerungen im Rahmen des Gemeindefinanzausgleichs.

Als Folge der sich öffnenden Schere zwischen Einnahmen und Ausgaben explodieren die Fehlbeträge der kommunalen Verwaltungshaushalte: Im Jahre 2000 betrugen sie noch rd. 500 Mio. Euro, Ende 2002 hatten wir 3,3 Mrd. Euro. Für dieses Jahr geht der Innenminister davon aus, daß die neue Rekordmarke von 4 Mrd. Euro überschritten wird. Damit hätten wir innerhalb von drei Jahren eine Verachtfachung. 

Da die Fehlbeträge über Kassenkredite, der Normalbürger würde Dispo sagen, zwischenfinanziert werden, ist es nicht verwunderlich, daß auch diese explodiert sind: innerhalb eines Jahres um über 80 % auf nunmehr rd. knapp 5 Mrd. Euro.

Obwohl der Innenminister permanent betont, dass in den kommunalen Verwaltungshaushalten auf absehbarer Zeit neue Belastungen nicht mehr verkraftet werden können, reist die Kette der Kosten- und Aufgabenverlagerungen auch vom Land auf die kommunale Ebene einfach nicht ab. 

So sind weitere Belastungsgesetze geplant bzw. wie z.B. eine Änderung des Landespflegegesetzes, das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen, das Mittelstandsförderungsgesetz usw.

Gleichzeitig ergießt sich ein Füllhorn kostenträchtiger Ankündigungen und Maßnahmen über unser Land, von einer besseren Medienausstattung an unseren Schulen bis zu den neuen Ganztagsgrundschulen, die ich bereits erwähnte.

Gleichzeitig gibt es Pläne der Koalition, den integrativen Unterricht von behinderten und nichtbehinderten Schülern in der Sekundarstufe I flächendeckend auszuweiten. Das ganze mit lediglich 100 weiteren Lehrerstellen. Das notwendige zusätzliche therapeutische Personal wird es nicht geben. Damit ist das Scheitern des Konzepts vorprogrammiert. Auch hier werden wieder Hoffnungen geweckt, die aus finanziellen Gründen nicht erfüllt werden können.

Von daher ist es nicht verwunderlich, dass es nach wie vor Politiker auf Bundes- und Landesebene gibt, die z. B. eine gesetzliche Quote für Kinderkrippenplätze fordern. obwohl derartiges auf absehbare Zeit schlicht unfinanzierbar ist.

Das gilt auch für den Vorschlag, den Besuch der Tageseinrichtungen für Kinder ganz oder teilweise beitragsfrei auszugestalten.

· Wann endlich begreifen Bund und Land, dass die Kommunen am Ende ihrer Kräfte sind, daß es mittlerweile fünf nach zwölf ist?

· Wann endlich begreifen Bund und Land, dass ohne eine sofortige Rettungsaktion vielen Kommunen in NRW erstmals die Zahlungsunfähigkeit droht? 

Es drängt sich der Eindruck auf, dass manche Politiker ihre Anstrengungen ausgerechnet dann verdoppeln, nachdem sie die Richtung verloren haben.

Statt das Leistungsniveau der Kommunen den wegbrechenden Steuereinnahmen anzugleichen, statt die Erwartungen der Bürger zurückzuschrauben, agiert man nach dem Motto: Immer mehr Aufgaben, immer höhere Ausgaben, bei immer weniger Geld.

Aber nicht nur deswegen sind die Perspektiven mehr als düster. Weil die Steuereinnahmen in den ersten Monaten des Jahres im Vergleich zum Vorjahr weiter zurückgehen (in NRW um über 700 Mio. Euro= minus 10 %) muss die öffentliche Hand in 2003 mit weiteren massiven Steuerausfällen rechnen. Wie hoch das Minus ist, wird der Arbeitskreis Steuerschätzung am Donnerstag bekannt geben.

Bereits jetzt werden Summen von 15 Mrd. Euro genannt. Damit droht dem Bundeshaushalt und vielen Länderhaushalten die Verfassungswidrigkeit, weil die Nettoneuverschuldung höher ist als die Investitionen. Mit einem Anteil von mindestens vier Prozent am Bruttoinlandsprodukt wird Deutschland im zweiten Jahr in Folge das entsprechende Defizitkriterium des europäischen Stabilitätspaktes (3 %) verfehlen. Damit droht eine Milliardenbuße.

Ein entscheidender Grund für die weitere Talfahrt ist die katastrophale konjunkturelle Situation. Die Wirtschaftsforschungsinstitute, die OECD, der IWF, alle gehen davon aus, dass Deutschland in 2003 das dritte Jahr wirtschaftlicher Stagnation droht. Allenfalls ein Miniwachstum von höchstens 0,5 % wird erwartet. Viele prognostizieren gar ein Nullwachstum. Der Bund hat vor kurzem die Prognose auf 0,75 % abgesenkt.

Dies bedeutet, wir werden auch in diesem Jahr ein Wachstum allenfalls bei Schulden, Schwarzarbeit und Steuereinbrüchen haben. Einen Abbau der die Sozialkassen belastenden 4,5 Mio. Arbeitslosen wird es erst ab einem Wachstum von 2,5 % geben. Und davon sind wir noch weit entfernt. Herr Sinn, Chef des Münchener Ifo-Instituts, geht davon aus, dass nur 15 % der Arbeitslosigkeit in Deutschland der schlechten Konjunktur angelastet werden könne, 85 % dagegen andere, strukturelle Ursachen haben, die beseitigt werden müssten.

2.
Aktueller Stand der Gemeindefinanzreform

Angesichts dieser Perspektivlosigkeit ist eines unstreitig: Grundlegende Reformen müssen jetzt umgesetzt werden. Dazu gehört auch eine umfassende Reform der Gemeindefinanzen. Sie wissen, dass wir dieses Thema seit rd. 10 Jahren in unserem Verband intensiv beraten. Die Mitgliederversammlung hatte Anfang Oktober letzten Jahres mit über 1.200 Stimmen neben einem Notprogramm unser Positionspapierpapier zur Reform der Gewerbesteuer bekräftigt. Der Hauptausschuss hat Anfang März d.J. ein Thesenpapier zur Verzahnung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe einstimmig verabschiedet. 

Damit habe ich die Hauptthemen der beiden Arbeitsgruppen umrissen, welche von der Gemeindefinanzreformkommission eingerichtet worden sind.

Die Gemeindefinanzreform befindet sich derzeit in der entscheidenden Phase. Die Kommission, vor einem Jahr einberufen, hat bisher erst dreimal getagt, zuletzt am 9.Mai. Die Abschluss-Sitzung soll nun Ende Juni stattfinden.

In keiner Arbeitsgruppe konnte man sich einigen. So gab es in dem jeweiligen Abschlussbericht, der zur Sitzung am letzen Freitag vorgelegt worden ist, lediglich Empfehlungen und keine klaren Festlegungen.

Dennoch hat sich die Kommission mit großer Mehrheit (außer Repnik B.W) für die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf der Ebene des Bundes ausgesprochen Es wird damit ab dem 1.1.2004 ein einheitliches Leistungsrecht für alle Langzeitarbeitslosen in der organisatorischen und vor allem finanziellen Verantwortung des Bundes geben. In das neue, steuerfinanzierte Arbeitslosengeld 2, werden alle erwerbsfähigen Personen einbezogen, die nicht dauerhaft erwerbsgemindert sind.

Für uns ist dies ein Riesenerfolg. Wir haben eine derartige Reform seit Jahren gefordert. Denn nur so

· können die Integrationschancen dieser Personen verbessert,

· können Verschiebebahnhöfe und Doppelbürokratien vermieden sowie - und dies in der heutigen Situation entscheidend - 

· die Kommunen von den gigantischen Kosten der Langzeitlosigkeit entlastet werden.

Im Gegensatz zu den meisten Landkreisen haben wir eine Kommunalisierung der Langzeitarbeitslosigkeit strikt abgelehnt - zuletzt im Präsidium und Hauptausschuss Anfang März diesen Jahres.

Wir wären finanziell und politisch verantwortlich für ein Problem, an dessen Lösung sich Bund und Länder seit Jahren die Zähne ausbeißen und bislang gescheitert sind. Flächendeckend sind die Kommunen mit ihren örtlich begrenzten Wirkungsinstrumenten nicht in der Lage, diese Aufgabe wahrzunehmen. Mit örtlicher Sozialpolitik kann nicht die Arbeitslosigkeit von 5 Millionen Menschen beseitigt werden.

Der Bund hat zu Recht die wirtschaftliche und gesellschaftspolitische Verantwortung für die Arbeitslosigkeit. Denn nur er kann die gesetzgeberischen und sonstigen Rahmenbedingungen so verändern, dass mehr Arbeitsplätze entstehen. 

Wir bestehen darauf, dass die Kommunen durch die Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe um bis zu 6 Milliarden Euro entlastet werden. Die Bundesregierung steht durch die Regierungserklärung des Bundeskanzlers im Wort, dauerhaft die finanzielle Verantwortung für ca. 1 Mio. erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger zu übernehmen. Die Einsparungen müssen in vollem Umfang und dauerhaft bei den Kommunen verbleiben und dürfen nicht zur Finanzierung anderer Aufgaben verbraten werden, so zu Recht auch unser Ministerpräsident,

Dies bedeutet allerdings nicht, dass sich die Kommunen aus ihrer Mitarbeit zurückziehen werden. Wir setzen auf eine umfassende Verknüpfung kommunaler Dienstleistungen mit den Aufgaben der künftigen Job-Center“. Auf der Grundlage konkreter Kooperationsvereinbarungen können die Kommunen entsprechend der örtlichen Situation und ihren Fähigkeiten Aufgaben im Job-Center übernehmen.

Dies setzt aber voraus, dass die Arbeitsverwaltung ihre rigide Konsolidierungspolitik zu Lasten insbesondere benachteiligter Gruppen einstellt. Eine solche Politik missachtet und unterläuft die Entscheidung der Kommission für ein einheitliches Leistungsrecht. Sie ist überdies unsozial. Denn sie führt zu Einschränkungen vor allem bei Qualifizierungs- und Eingliederungsmaßnahmen, die sozialpolitisch nicht hinnehmbar sind und für die seitens der Kommunen keine Kompensation geleistet werden kann. Dies gilt etwa für den Abbau von Qualifizierungsangeboten für schwer Vermittelbare und den Rückzug aus der Förderung von Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken für Jugendliche. 

In Bezug auf die Einnahmeseite, die in der Arbeitsgruppe 1 behandelt wird, konnte sich die Kommission dagegen nicht einigen. Hier sollen die Ergebnisse des Arbeitskreises Quantifizierung abgewartet werden. Man hofft, dass sich die zuständige Arbeitsgruppe 1 in einer weiteren Sitzung im Juni im Lichte dieser Ergebnisse auf eines der diskutierten Modelle wird einigen können.

Umstritten zwischen der Wirtschaft und den Kommunen ist die Frage, ob die Gewerbesteuer abgeschafft oder reformiert werden soll.

Alle kommunalen Spitzenverbände haben sich frühzeitig für eine Modernisierung der Gewerbesteuer entschieden. Das Land folgte alsbald. Der Ministerpräsident ist mittlerweile einer unserer wichtigsten Verbündeten.

Verkürzt sieht dieses Modell ein Zweifaches vor:

Zum einen die Einbeziehung der Freiberufler in die Steuerpflicht. Denn es ist nicht einzusehen, warum der Handwerks- oder Mittelstandsbetrieb diese Steuer bezahlt, der Wirtschaftsprüfer oder Zahnarzt um die Ecke nicht, obwohl beide die kommunale Infrastruktur in Anspruch nehmen.

Gleichzeitig soll die Bemessungsgrundlage erweitert werden, indem sämtliche Zinsen und Finanzierungsanteile von Mieten, Pachten, und Leasingraten dem Gewerbeertrag hinzu gerechnet werden. 

Beide Elemente sind unverzichtbar, um die vier Ziele zu erreichen, die wir mit einer Modernisierung der Gewerbesteuer verbinden:

1. Verstetigung und Verbesserung des Aufkommens auf dem Niveau des Jahres 2000.

2. Entlastung von Mittelstand und Handwerk und damit mehr Steuergerechtigkeit unter den Steuerzahlern.

3. Erhalt des Bindeglieds zwischen Wirtschaft und Kommunen.

4. Keine weitere Verlagerung von Finanzierungslasten von der örtlichen Wirtschaft auf die Einwohner.

Unserem Modell haben sich inzwischen die Bundestagsfraktionen von SPD und Grünen, alle SPD-Regierten Länder, die Gewerkschaften sowie die Bertelsmann-Stiftung angeschlossen. In der Bundesregierung tobt ein Kampf zwischen Wirtschaftsminister Clement, der unser Modell strikt ablehnt („Vorschlag aus dem letzten Jahrhundert“) und Finanzminister Eichel.

Die im Bundesrat mitbestimmende Union hat bisher keine einheitliche Position. Das gilt für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wie für die unionsregierten Ländern. Während Hessen, Bremen Hamburg, Niedersachsen und die meisten Ost-Länder für die Modernisierung der Gewerbesteuer plädieren, gibt es ansonsten noch keine eindeutige Positionierung. In Bayern stehen Landtagswahlen an, von daher ist nicht davon auszugehen, daß sich die Regierung vorher entscheiden wird, obwohl einige Minister – u.a. FM Faltelhauser in der Sitzung vom letzten Freitag - unser Modell bevorzugen. I

Baden-Württemberg hat sich bisher als einziges unionsregiertes Land definitiv für das BDI-Modell ausgesprochen. Danach soll die Gewerbesteuer und der gemeindliche Anteil an der Einkommensteuer abgeschafft und durch ein kommunales Hebesatzrecht auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer ersetzt werden.

Wir lehnen dieses Modell strikt ab. Denn damit würden nach Berechnungen des Bundesfinanzministeriums die Unternehmen erheblich weniger (statt 48 % künftig 36 %) als bisher zur Finanzierung kommunaler Aufgaben beitragen; die Bürger dagegen deutlich mehr (statt

48 % künftig 64 %).

Ein weiteres Abwälzen der Steuerlast auf den Lohnsteuerzahler ist weder gerecht, noch finanzpolitisch zu vertreten. Es würde dazu führen, dass sich die Bürger von diesem Staat im weiter entfernen, das Vertrauen in ihn verlieren.

Die Wirtschaft will zu jeder Zeit ein gut ausgestattetes Bildungswesen und eine gute kommunale Infrastruktur. Von daher muss sie sich an der Finanzierung dieses Staates angemessen beteiligt.

Der Vorwurf der Wirtschaft, die Gewerbesteuer schade dem Standort, ist nicht berechtigt. Denn, das weiß die Wirtschaft nur zu gut, das Problem in Deutschland sind nicht die Steuern, sondern die Abgaben, d.h. die Lohnnebenkosten (22.000 € pro Jahr und AN ). Sie werden mit demnächst 43 % ein neues Rekordniveau erreichen. Und je höher die Lohnnebenkosten, desto höher die Arbeitslosigkeit: ein Prozentpunkt mehr an Lohnzusatzkosten vernichtet 100 000 Arbeitsplätze. 

Nach der jüngsten Studie der OECD hat Deutschland mit 21,7 % die niedrigste Steuerquote in Europa. Weltweit liegt nur Japan mit 17 % noch niedriger. An den steuerlichen Rahmenbedingungen scheitert der Standort Deutschland also nicht (alle 7 DAX-Untern. von Münch. zahlen keine Gewest.) Das Problem sind die sozialen Sicherungssysteme, die dringend reformiert werden müssen.

Angesichts der Einbrüche bei der Gewerbesteuer und des totalen Versiegens der Körperschaftsteuer verwundert es nicht, wenn der Spiegel titelt: "Paradies für Konzerne".

Auch die Kritik der Wirtschaft, die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bedeute eine Substanzbesteuerung, ist ökonomisch falsch. Für den "klassischen Mittelständler" mit durchschnittlichem Gewinn- und Finanzierungsaufwand hat der Bundesfinanzminister eine Mehrbelastung von etwa 400 Euro im Jahr errechnet. Der zusätzliche Freibetrag von 25 000 Euro, den wir als Kompromiss vorgeschlagen, würde diese Mehrbelastung auf Null reduzieren. 

Auch die modernisierte Gewerbesteuer bleibt also im Wesentlichen eine Ertragsteuer. Sie orientiert sich allerdings an der tatsächlichen Wertschöpfung der Unternehmen. Das heißt, insbesondere große Kapitalgesellschaften, die ihre Gewinne heute steuerlich klein rechnen können, werden in Zukunft realistischer besteuert.

Deswegen werden wir an unserem Modell festhalten. Eine Verwässerung oder Kompromisse, wie sie derzeit im Bundesfinanzministerium diskutiert werden, lehnen wir ab.

Danach soll die Bemessungsgrundlage nicht erweitert, sondern im Gegenteil weiter eingeschränkt werden. Das wäre eine klassische Verschlimmbesserung. Die Steuer würde noch konjunkturanfälliger und ihr Aufkommen noch unsteter. Dies wäre der erste Sargnagel für die Gewerbesteuer. Sie würde ihren Realsteuercharakter verlieren und damit ihre Verfassungskonformität.

Die Wirtschaft hätte ihr Ziel erreicht: ein "Übergangsmodell auf Abruf", um den Zeitraum zu überbrücken, bis das eigene Modell verwaltungs- technisch umsetzbar ist.

Für die Kommunen wäre dies eine Katastrophe. Wir vertrauen auf das Wort des Bundeskanzlers. Er hat in seiner Regierungserklärung am 14.März.2003 eine Grundentscheidung zu Gunsten der Gewerbesteuer getroffen. Wir brauchen keine Reförmchen, sondern eine Reform, die uns eine Perspektive verschafft.

Und was wir vor allem brauchen, ist eine schnelle Lösung, die zum 01.01.2004 in Kraft tritt. Hierfür müssen die Gesetzentwürfe noch vor der Sommerpause im Parlament eingebracht werden. Auch das übliche Gezerre im Vermittlungsverfahren würde diesen Zeitpunkt gefährden. Eine gegenseitige Blockade hätte katastrophale Folgen für alle Kommunen.

Zwar weigert sich der Bund im Rahmen der Gemeindefinanzreform noch hartnäckig, im Grundgesetz ein Konnexitätsprinzips nach dem Motto: "Wer bestellt, der bezahlt" einzuführen. Zumindest auf Landesebene aber scheint sich der Erfolg so langsam einzustellen. Der Ministerpräsident hat angekündigt, dieses Prinzip entsprechend unserer jahrelangen Forderung in die Verfassung aufzunehmen.

Wir wissen auch, dass ein solches Prinzip keine Gelddruckmaschine für die Kommunen ist. Aber nur mit seiner Hilfe kann sichergestellt werden, daß Klarheit über die Folgekosten eines Gesetzes besteht und das Land bei politischen Entscheidungen diese Folgekosten berücksichtigt. 

Dieses Prinzip muss nicht nur für förmliche Gesetze gelten, sondern auch für Rechtsverordnungen, Richtlinien, Ausführungsvorschriften 

u. ä. Anwendung finden. Dabei darf das Land den Belastungsausgleich nicht durch Kürzungen im kommunalen Finanzausgleich (Schlüsselzuweisungen, Investitionspauschalen) refinanzieren.

Damit komme ich zum dritten und letzten Teil:

3.
Weitere Maßnahmen, Möglichkeiten zur Erwirtschaftung neuer Handlungsspielräume

Wir alle sind Realisten. Deswegen gehen wir nicht davon aus, daß nach der Gemeindefinanzreform eine wundersame Geldvermehrung in den kommunalen Kassen stattfinden wird. Die Mehreinnahmen zum Ausgleich der Steuereinbrüche werden jedenfalls nicht genügen, die Probleme zu lösen, zumal es sich – wie soeben dargestellt - nur um eine Teilreform handelt. 

Daher sind für eine nachhaltige Bewältigung der kommunalen Finanzkrise weitere Stufen unverzichtbar. Dabei geht es nicht nur um die Reform der Grundsteuer und die Einführung einer kommunalen Bürgersteuer.

Entscheidend ist: Wir müssen möglichst schnell die uns erstickende Aufgaben- und Ausgabenlast und vor allem die Erwartungen der Bürger auf ein finanzierbares Maß zurückführen. Auch die Kommunen können nur soviel ausgeben, wie sie an Steuern einnehmen. 

Diesem Grundsatz wird das vor kurzem vom Landtag beschlossene Gesetz zur Entlastung der Kommunen nicht in vollem Umfange gerecht. Zwar werden einige kommunale Forderungen erfüllt (Zulassung eines zentralen Immobilienmanagements, Wegfall der Verpflichtung selbständige Schulausschüsse zu bilden).

Kritikwürdig ist aber die Änderung des Lernmittelfreiheitsgesetzes, auch wenn die ursprüngliche Härtefallregelung aufgrund unseres massiven Drucks erheblich entschärft worden ist. Generell halten wir eine Härtefallregelung nicht für angebracht, wenn die Eltern eines Kindes in der Grundschule lediglich mit rd. 65 Cent pro Monat mehr belastet werden,

Absolut inakzeptabel ist, dass die Erhöhung des Elternanteils bis Ende 2007 befristet ist. Damit schreibt dieses sog. Entlastungsgesetz schon heute eine erhebliche kommunale Belastung ab dem Jahr 2008 fest. Eine solche Politik ist schlicht widersprüchlich. 

Ein weiteres ist für die nachhaltige Gesundung der Finanzen unabdingbar: Der sofortige Abbau von Bürokratie und Standards sowie die Eindämmung der Gesetzesflut, die Kommunen und Wirtschaft gleichermaßen drangsalieren. Insoweit begrüßen wir die Ankündigung von Herrn Steinbrück, den Bestand an Verwaltungsvorschriften und Erlassen des Landes um mindestens 1/4 zu reduzieren und künftig Gesetze und Verordnungen zeitlich zu befristen.

Die Worte hören wir wohl, doch allein uns fehlt der Glaube, wenn gleichzeitig neue unsinnige Standards und kostenträchtige Gesetze diskutiert oder geschaffen werden, wie die Pflicht der Kommunen zur Einrichtung eines Behindertenbeauftragten oder zur Durchführung einer sog. Mittelstandsverträglichkeitsprüfung.

Ein besonders krasses Beispiel ist das Tariftreuegesetz, das am 01.03. d.J. in Kraft getreten ist. Es ist nicht nur praxisuntauglich. Hinzu kommt: Es verteuert die öffentlichen Aufträge um durchschnittlich 5 %. Das bedeutet für die Kommunen eine überflüssige Kostensteigerung um bis zu 600 Mio. Euro. Um Dumpinglöhne zu verhindern, gibt es andere Möglichkeiten, so z.B. die strikte Anwendung des Mindestlohngesetzes.

Seit 1980 gab es eine Reihe von Anläufen zum Abbau von Bürokratie, Standards und Gesetzen, leider ohne großen Erfolg (Dasselfliege). Jetzt ist keine Zeit mehr für Experimente. Jetzt helfen nur noch radikale Einschnitte.

Unser Vorschlag:

· Ein konkretes Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung. Wer wird wie und in welcher Höhe belastet, was kostet der Vollzug?

· Die zeitliche Befristung nicht nur von künftigen, sondern auch von bestehenden Gesetzen und damit verbunden die Umkehr der Beweislast zu Lasten der Verursacher (Gesetzes-TÜV zur Vollzugstauglichkeit).

· Bestehende Gesetzen und Verordnungen sind einem regelmäßigen Controlling hinsichtlich ihrer tatsächlichen Kosten, ihrer Wirtschaftlichkeit und Notwendigkeit zu unterziehen.

· Wir wollen einen Konsultationsmechanismus nach öster-reichischem Vorbild. Danach darf das Land die Kommunen nur belasten, wenn über die Kostenfolge eine einvernehmliche Regelung getroffen worden ist. Ansonsten muss derjenige die Kosten tragen, der das Gesetz veranlasst hat. Ein Grundsicherungsgesetz oder ein Tariftreuegesetz hätte es danach nicht gegeben.

· Viele Bürgermeister fordern eine Experimentierklausel, die es ihnen gestattet, für einen bestimmten Zeitraum Beiträge der Bürger für Lernmittel, Kindergärten, Schülerfahrtkosten und ähnliches eigenständig festsetzen zu können. Alleiniger Maßstab: die Finanzsituation der Kommunen und nicht das Fachgesetz des Landes. 

Das Ganze ist deshalb so schwierig, weil - und da hat Altbundespräsident Herzog Recht – es für fast jede Vorschrift einen vernünftigen Grund gibt. Aber die Summe dieser Vorschriften ist weder finanzierbar noch administrierbar. Das einzige Mittel, das hier eine schnelle und umfassende Erfolgsgarantie verspricht, ist der sog. Rasenmäher.

(Bsp.: MP Müller Saarland).

Das gilt im Übrigen genauso für das Thema Subventionsabbau. Wenn man Steuererhöhungen vermeiden will und die Verschuldung nicht ins Unermessliche steigen soll, gibt es keine andere Wahl. Die Ministerpräsidenten Koch und Steinbrück haben angekündigt, sich für einen pauschalen 10 % igen Subventionsabbau einzusetzen. Dies ist der einzig gangbare und Erfolg versprechende Weg, wenn man sich nicht in zeitraubenden Konflikten mit den unzähligen Interessengruppen anlegen will. 

Für Subventionen gilt dasselbe wie für Standards: Es gibt für jede Subvention einen vernünftigen Grund und eine noch bessere Lobby. Die Wirtschaft ist hier besonders erfolgreich. Während sie eine Reduzierung der Staatsquote fordert, hat sie keine Probleme, gleichzeitig Gewinne auszuschütten und die Hand für Subventionen aufzuhalten. Infineon ist nur ein Beispiel.

Das Institut für Weltwirtschaft in Kiel beziffert die Staatshilfen in Deutschland auf rd. 156 Mrd. Euro. Würde man 20 % aller Subventionen streichen, könnte man 30 Mrd. Euro erwirtschaften. Ein Teil davon könnte man in Form von Steuersenkungen an Bürger und Wirtschaft weitergeben, um den Widerstand zu reduzieren

Der Abbau von Subventionen, Gesetzen und Standards bedeutet gleichzeitig auch Abbau von Bürokratie und Personal: beides spart zusätzlich Kosten: Denn jede Subvention, jedes Gesetz und jeder Standard muss ausgearbeitet, koordiniert und kontrolliert werden. Und dafür braucht man nun einmal Personal im öffentlichen Dienst.

Auch die Umwandlung von Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung in pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben würde die Gestaltungsfreiheit der Kommunen erweitern und gleichzeitig Land und Kommunen weiteres Potential zum Abbau von Personal und Bürokratie eröffnen.

Meine Damen, meine Herren, dies sind nur einige Beispiele, die zeigen sollen, daß neben dem von uns geforderten Notprogramm und einer Gemeindefinanzreform es durchaus noch Möglichkeiten gibt, den Weg der Sanierung der öffentlichen Haushalte erfolgversprechend zu beschreiten. Voraussetzung ist allerdings die Fähigkeit der Politik, Prioritäten zu setzen, unpoluläre Entscheidungen zu treffen und durchzuführen, das eigene Handeln nicht an Wahlterminen und Forderungen von Interessengruppen auszurichten, sondern am Gemeinwohl.
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